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Text 

Schulbesuch bei sonderpädagogischem Förderbedarf 

§ 8. (1) Auf Antrag oder von Amts wegen hat die Bildungsdirektion mit Bescheid den 
sonderpädagogischen Förderbedarf für ein Kind festzustellen, sofern dieses infolge einer Behinderung 
dem Unterricht in der Volksschule, Mittelschule oder Polytechnischen Schule ohne sonderpädagogische 
Förderung nicht zu folgen vermag. Unter Behinderung ist die Auswirkung einer nicht nur 
vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder 
Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Unterricht zu 
erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. 
Im Zuge der Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs ist auszusprechen, welche 
Sonderschule für den Besuch durch das Kind in Betracht kommt oder, wenn die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten es verlangen, welche allgemeine Schule in Betracht kommt. Unter Bedachtnahme 
auf diese Feststellung hat die Bildungsdirektion festzulegen, ob und in welchem Ausmaß der Schüler oder 
die Schülerin nach dem Lehrplan der Sonderschule oder einer anderen Schulart zu unterrichten ist. Bei 
dieser Feststellung ist anzustreben, dass der Schüler oder die Schülerin die für ihn oder sie bestmögliche 
Förderung erhält. 

(2) Im Rahmen der Verfahren gemäß Abs. 1 kann auf Verlangen oder mit Zustimmung der Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten das Kind, sofern es die Volksschule oder Mittelschule noch nicht 
besucht, für höchstens fünf Monate in die Volksschule oder die Mittelschule oder eine Sonderschule der 
beantragten Art, sofern es die Volksschule oder die Mittelschule bereits besucht, in eine Sonderschule der 
beantragten Art zur Beobachtung aufgenommen werden. 

(3) Sobald bei einem Kind auf die sonderpädagogische Förderung verzichtet werden kann, weil es –
 allenfalls trotz Weiterbestandes der Behinderung – dem Unterricht nach dem Lehrplan der betreffenden 
allgemeinen Schule zu folgen vermag, ist die Feststellung gemäß Abs. 1 erster Satz aufzuheben. Für den 
Fall, dass bei Fortbestand des sonderpädagogischen Förderbedarfs der Schüler oder die Schülerin dem 
Unterricht nach dem Lehrplan der betreffenden allgemeinen Schule zu folgen vermag, ist die Feststellung 
gemäß Abs. 1 vierter und fünfter Satz entsprechend abzuändern. 
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(3a) Bei körperbehinderten und sinnesbehinderten Schülern, die in eine Sekundarschule nach 
Erfüllung der allgemeinen Aufnahmsvoraussetzungen der jeweiligen Schulart aufgenommen werden, ist 
die Feststellung gemäß Abs. 1 aufzuheben. Dies gilt nicht beim Besuch einer Sonderschule. 

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 75/2013) 
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